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TEIL I: BEGRÜNDUNG 

 

1 ANGABE DER RECHTSGRUNDLAGEN 

• Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I 

S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 

2025 I Nr. 348) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 I S. 189) 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 

29.07.2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 

• Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018) i.d.F. der Be-

kanntmachung vom 03.08.2018, in Kraft getreten am 04.08.2018 und zum 

01.01.2019 (GV. NRW. 2018 S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

31.10.2023 (GV. NRW. S. 1172), in Kraft getreten am 01.01.2024 

• Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 

14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

10.07.2025 (GV. NRW. S. 618), in Kraft getreten am 01.01.2026 

 

2 ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG / VERFAHREN 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 102 „Östlich An der Süll-

breede“ besteht die konkrete Absicht, eine Bebauung für Wohnzwecke zu ermöglichen, 

um dem anhaltenden Bedarf an Wohnraum in der Gemeinde Hille nachzukommen. 

Der Bereich westlich der Straße „An der Süllbreede“ sowie nördlich der Straße „Lübbe-

cker Straße“ ist bereits weitgehend durch Wohnbebauung geprägt. Mit der hier vorlie-

genden Planung sollen die Flächen östlich der Straße „An der Süllbreede“, die bislang 

landwirtschaftlich genutzt werden, einer wohnungsbaulichen Nutzung zugeführt werden, 

um so die hier bereits vorhandene technische Erschließung für eine moderate Siedlungs-

entwicklung im Ortsteil Unterlübbe zu nutzen. Im Rahmen der Aufstellung des vorliegen-

den Bebauungsplanes sollen so die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Er-

richtung von Wohnhäusern im Plangebiet geschaffen werden. 

Um die städtebauliche Ordnung im Plangebiet gem. § 1 (3) BauGB zu gewährleisten, 

soll daher ein Bebauungsplan aufgestellt werden, in dem insbesondere die Art und das 

Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbaubaren Grundstücksflächen 

sowie die zur Erschließung des Plangebietes erforderlichen Flächen verbindlich geregelt 

werden. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im Regelverfahren durchgeführt. Es wird 
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eine Umweltprüfung durchgeführt, deren Ergebnisse im Umweltbericht gem. § 2a Satz 

1 Nr. 2 BauGB dargestellt werden. Darüber hinaus wird die naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung gem. § 1a (3) BauGB angewandt und der naturschutzfachliche Wert des 

Plangebietes vor und nach Realisierung der Planung gegenübergestellt. Das sich daraus 

ergebende Kompensationsdefizit ist auf externen Flächen auszugleichen. 

Weiterhin werden die Darstellungen des Flächennutzungsplanes (FNP), der für das 

Plangebiet derzeit ein „Dorfgebiet -MD“ darstellt, im Parallelverfahren gem. § 8 (3) 

BauGB in die Darstellung einer „Wohnbaufläche -W“ geändert, so dass auch dem Ent-

wicklungsgebot des § 8 (2) BauGB, wonach Bebauungspläne aus den Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes zu entwickeln sind, entsprochen wird. 

 

3 LAGE IM RAUM / BESTAND 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt in der Gemeinde Hille im Ortsteil Unterlübbe. Die Größe des Plan-

gebietes beläuft sich auf ca. 10.317 m². Es umfasst in der Gemarkung Unterlübbe, Flur 

3 die Flurstücke 319 und 258 (tlw.). 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der Planzeichnung (Teil A) 

verbindlich festgesetzt. Darstellungen außerhalb des Geltungsbereiches haben nur 

nachrichtlichen Charakter. 

3.2 Zustand des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt östlich der Straße „An der Süllbreede“ und wird südlich durch die 

Straße „Süllbreede“ und nördlich durch die „Lübbecker Straße“ abgegrenzt. Es stellt sich 

gegenwärtig als eine landwirtschaftlich genutzte Fläche dar, welche für eine Umnutzung 

zu Wohnzwecken zur Verfügung steht.  

Das Plangebiet ist durch die Straßen „Süllbreede“ und „An der Süllbreede“ bereits ver-

kehrlich erschlossen. Im Westen und Nordwesten des Plangebietes schließen sich wei-

tere Wohnbaugrundstücke entlang der Straßen „Süllbreedenkamp“, „Lübbecker Straße“ 

und „Ellernstraße“ an. Südlich ist Zugang zur freien Landschaft mit weiteren landwirt-

schaftlichen Flächen. Östlich schließt sich eine landwirtschaftliche Fläche an, die von 

der Schulstraße begrenzt wird. Westlich der Schulstraße gibt es Wohnbebauung und 

Bebauung mit sozialer Nutzung. 

Die umliegenden Wohnhäuser werden vorwiegend durch eine ein- bis zweigeschossige, 

offene Bauweise mit anschließenden Gärten geprägt. Oftmals weisen die Gebäude ein 

ausgebautes Dachgeschoss auf.  

Durch die vorliegende Planung wird die bereits vorhandene Infrastruktur durch eine beid-

seitige Bebauung der Straße „An der Süllbreede“ ausgenutzt. 
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Abbildung 1: Lage des Plangebietes (Luftbild: © Land NRW (2025), dl-de/by-2-0, 

www.govdata.de/dl-de/by-2-0) 

3.3 Immissionen  

Vom Plangebiet selbst gehen keine erheblichen Emissionen auf benachbarte Nutzungen 

aus. 

Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen kann es zeit-

weise zu Immissionen in Form von Geruch, Lärm oder Staub kommen, die nach dem 

Prinzip der gegenseitigen Rücksichtnahme als ortsüblich hinzunehmen sind.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes direkt an der Bundesstraße 65 „Lübbecker Straße“ 

kann es v.a. im nördlichen Bereich des Plangebiets zu Lärmimmissionen durch Verkehr 

kommen. 

Ansonsten wirken von außen keine nennenswerten Immissionen auf das Plangebiet ein. 

3.4 Altlasten 

Nach dem beim Kreis Minden-Lübbecke geführten Altlastenkataster sind keine Altlasten 

oder Altlastenverdachtsflächen innerhalb oder in der näheren Umgebung des Plange-

bietes bekannt. 

 

4 BESTEHENDE PLANUNGEN 

4.1 Regionalplan 

Der Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold stellt den Planbereich als „All-

gemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ an der Grenze zum „Landwirtschaftlichen Kern-

raum“ dar. Zudem befindet sich der Planbereich in einem Vorbehaltsgebiet zum Schutz 

der Landschaft und für die landschaftsorientierte Erholung (grüne, senkrechte Linien). 
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Darüber hinaus befindet sich der Planbereich in einem Vorranggebiet für den Grundwas-

ser- und Gewässerschutz (blaue, waagerechte Linien). Es wird darauf hingewiesen, 

dass die Darstellungen im Regionalplan nicht parzellenscharf sind. 

Die Planung dient einer angemessenen baulichen Weiterentwicklung des Ortsteils Un-

terlübbe. Im Flächennutzungsplan der Gemeinde ist das Plangebiet bereits als Bauflä-

che vorgesehen. Die Planung ist somit mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 

 

Abbildung 2: Auszug aus dem Regionalplan (Quelle: Bezirksregierung Detmold) 

4.2 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Hille stellt für den Planbereich 

ein Dorfgebiet (MD) gem. § 1 (2) Nr. 5 BauNVO dar. 

Bebauungspläne sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem FNP zu entwickeln (sog. Entwick-

lungsgebot). Da die vorliegende Bauleitplanung eine Festsetzung zu einem allgemeinen 

Wohngebiet trifft, wird zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes eine Änderung des FNP 

im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB notwendig. 
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Abbildung 3: Auszug aus dem Flächennutzungsplan (Quelle: Gemeinde Hille) 

 

Im Rahmen der 16. Änderung wird die Darstellung im FNP in eine Wohnbaufläche (W) 

gem. § 1 (1) Nr. 1 BauNVO geändert. 

 

Abbildung 4: 16. Änderung des Flächennutzungsplanes (Quelle: Gemeinde Hille, o.9 Stadt-

planung) 

4.3 Bebauungspläne  

Für das Plangebiet selbst bestehen keine Bebauungspläne.  

Direkt westlich angrenzend zum Plangebiet gilt der Bebauungsplan Nr. 45 „Süllbreeden-

kamp“ aus dem Jahr 1995. Dieser setzt – entgegen der Darstellung des Flächennut-

zungsplanes – als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet fest und trifft 

weitere Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung. 
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Abbildung 5: Bebauungsplan Nr. 45 „Süllbreedenkamp“, 1995 (Quelle: Gemeinde Hille) 

 

Weiter westlich wurde das Wohngebiet rund um den Süllbreedenkamp auf Grundlage 

des Bebauungsplanes Nr. 16 „Süllbreede“ aus dem Jahr 1977 entwickelt. Es wurde ein 

Dorfgebiet mit überwiegender Wohnfunktion festgesetzt. 
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Abbildung 6: Bebauungsplan Nr. 16 „Süllbrede“, 1977 (Quelle: Gemeinde Hille) 

 

Die hier vorliegende Planung wird sich bei den Festsetzungen an den bestehenden Be-

bauungsplänen orientieren, sodass sich das Plangebiet in die Umgebung einfügen wird. 

 

5 INNENENTWICKLUNGSALTERNATIVEN 

Da durch die vorliegende Bauleitplanung neues Baurecht auf landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen entsteht, ist gem. § 1a (2) Satz 4 BauGB die Inanspruchnahme unter Ermitt-

lung potenzieller Innenentwicklungsflächen und „vorrangiger“ Innenentwicklungspoten-

ziale wie Brachflächen, Gebäudeleerstände und Baulücken zu begründen.  

So befinden sich in der Ortschaft Unterlübbe zwar einige Flächen, auf denen eine sinn-

volle Innenentwicklung vollzogen werden könnte, jedoch ist in der Vergangenheit seitens 

der Eigentümer kein Bau-, Entwicklungs- bzw. Veräußerungsinteresse geäußert worden, 

sodass diese Flächen für eine bauliche Entwicklung in der hier möglichen Größenord-

nung nicht zur Verfügung stehen. 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ 

12 o.9 
stadtplanung 

 

Darüber hinaus soll durch die vorliegende Planung die bereits vorhandene Infrastruktur 

durch eine beidseitige Bebauung an der Straße „An der Süllbreede“ ausgenutzt werden, 

indem bereits durch Bebauung geprägte und verkehrlich sowie technisch erschlossene 

Bereiche auch planungsrechtlich einer Bebauung zugänglich gemacht werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass in dem wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der 

Gemeinde Hille für den Planbereich bereits ein Dorfgebiet gem. § 1 (2) Nr. 5 BauNVO 

dargestellt wird. Somit ist eine bauliche Nutzung für das Plangebiet bereits vorgesehen.  

Über den gem. § 1a (2) Satz 2 BauGB „notwendigen Umfang“ bei der Umnutzung land-

wirtschaftlicher Flächen wird nicht hinausgegangen, da hier nur eine moderate bauliche 

Entwicklung von einer Bebauungstiefe im Bereich einer vorhandenen Erschließung in 

Anspruch genommen wird und die landwirtschaftliche Nutzung der verbleibenden Acker-

fläche nicht erheblich beeinträchtigt wird. 

 

6 STÄDTEBAULICHER ENTWURF 

Der städtebauliche Entwurf sieht eine Neubebauung mit einer Bautiefe vor, die von der 

bereits vorhandenen Straße „An der Süllbreede“ verkehrlich erschlossen wird. 

Je nach Zuschnitt und Größe können ca. 12 Baugrundstücke entstehen. 
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Abbildung 7: Städtebaulicher Entwurf (Quelle: o.9 Stadtplanung) 

 

7 FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANES 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Innerhalb des Plangebietes wird als Art der baulichen Nutzung ein „Allgemeines Wohn-

gebiet“ (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwie-

gend dem Wohnen.  

Darin sind gem. § 4 (2) BauNVO allgemein zulässig:  

• Wohngebäude,  
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• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Die gem. § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

• sonstige, nicht störende Gewerbebetriebe, 

• Anlagen für Verwaltungen 

• Gartenbaubetriebe und 

• Tankstellen 

werden nach § 1 (6) Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, weil sich 

diese Nutzungen aufgrund ihres Flächenanspruches (Gartenbaubetriebe) und zu erwar-

tenden Nutzungsintensität und des Verkehrsaufkommens (Beherbergungsbetriebe, 

sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen und Tankstellen), 

dass sich z.T. bis in die Nachtstunden erstrecken kann, störend auf die vorhandenen, 

vorwiegend durch Wohnen geprägten Nutzungsstrukturen auswirken können. 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

7.2.1 Grundflächenzahl 

Als Maß der baulichen Nutzung wird für das WA-Gebiet eine Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,3 festgesetzt und damit der Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete gem. 

§ 17 BauNVO von 0,4 unterschritten. Mit der festgesetzten GRZ wird sich an den Ver-

hältnissen in der näheren Umgebung orientiert und die Lage am Ortsrand gewürdigt.  

Die GRZ darf gem. § 19 (4) BauNVO durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten 

sowie Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Gelän-

deoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 50 % 

überschritten werden, sodass insgesamt eine Versiegelung der Grundstücksflächen von 

bis zu 45 % zulässig ist. Die GRZ gibt den Anteil der überbaubaren Grundstücksfläche 

im Verhältnis zur Grundstücksgröße an. 

7.2.2 Geschossigkeit / Höhe baulicher Anlagen 

Die Zahl der Vollgeschosse wird innerhalb des WA-Gebietes auf max. zwei Vollge-

schosse begrenzt. Die nähere Umgebung ist ebenfalls durch ein- bis zweigeschossige 

Wohnhäuser geprägt, sodass sich das Plangebiet auch hinsichtlich der Höhenentwick-

lung und Kubatur der entstehenden Gebäude an die vorhandenen Strukturen anpassen 

wird.  

Gleichzeitig erfolgt vor diesem Hintergrund eine Begrenzung der max. zulässigen Ge-

bäudehöhe, sodass die Höhe der baulichen Anlagen nach oben hin begrenzt wird. So 

werden die Gebäudehöhen im WA-Gebiet einheitlich auf 10 m über dem festgesetzten 

Bezugspunkt begrenzt.  

Dieser für die Gebäudehöhe maßgebende Bezugspunkt wird im Bebauungsplan gem. § 

18 BauNVO verbindlich zwischen 53,5 m NHN und 54,5 m NHN festgesetzt. Er orientiert 

sich an der tatsächlichen Geländehöhe, so dass sich eine hieran angepasste Höhenent-

wicklung ergibt. 

Eine max. zweigeschossige Bauweise mit einer Gebäudehöhe von max. 10 m ermöglicht 
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insgesamt eine zeitgemäße (barrierefreie) Nutzung auch der oberen Geschosse und ei-

ner entsprechenden effektiven Grundstücksnutzung. 

7.3 Bauweise  

Es wird eine offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO festgesetzt, wie sie in den angren-

zenden Wohnquartieren üblich ist. Darüber hinaus wird die Bauweise auf die Errichtung 

von Einzel- und Doppelhäusern beschränkt, sodass im Plangebiet die Errichtung von 

Reihenhäusern bzw. Hausgruppen nicht zulässig ist. Hierdurch soll eine Nutzung des 

Plangebietes in größeren Grundstücken erzielt und damit die bauliche Dichte der nähe-

ren Umgebung widergespiegelt werden. Reihenhäuser bzw. Kettenhäuser sind in der 

näheren Umgebung des Plangebietes nicht typisch und werden daher auch im Plange-

biet nicht zugelassen.  

Bei der offenen Bauweise werden die Gebäude demnach als Einzelhäuser oder Doppel-

häuser mit seitlichem Abstand zur Grundstücksgrenze errichtet und dürfen eine Länge 

von 50 m nicht überschreiten. 

7.4 Baugrenzen 

Die festgesetzten Baugrenzen halten im Plangebiet einen Abstand von 5 m zu den an-

grenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ein. Diese Abstände werden gehalten, um in 

Verbindung mit den Festsetzungen zu den „Flächen mit Einschränkungen für Stellplätze, 

Garagen und Nebenanlagen (Vorgärten)“ einen Beitrag zur Gestaltung des städtebauli-

chen Raumes entlang der Verkehrsflächen zu leisten (Kap. 7.5). Zum Fahrbahnrand der 

nördlich angrenzenden B 65 hält die Baugrenze einen Abstand von 20 m ein, um der 

Vorgabe aus § 9 (1) FStrG zu entsprechen. 

Ein Überschreiten bzw. Vortreten von untergeordneten Gebäudeteilen, wie Vorbauten, 

Erker, Loggien, Balkone etc. über die festgesetzten Baugrenzen kann gem. § 31 (1) 

BauGB ausnahmsweise zugelassen werden, um die Gestaltungsfreiheit der Bauwilligen 

nicht zu stark einzuschränken und eine individuelle Gestaltung der Baukörper zu ermög-

lichen. Diese Überschreitung der Baugrenzen ist jedoch nur bis zu max. 1/3 der jeweili-

gen Gebäudelänge und max. 1,50 m Tiefe zulässig. 

Unabhängig von der Festsetzung der Baugrenzen im Bebauungsplan sind die Grenzab-

stände des § 6 Bauordnung NRW 2018 zu berücksichtigen. 

7.5 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen / Vorgärten 

Innerhalb der festgesetzten nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind Stellplätze und 

Garagen i.S.d. § 12 BauNVO und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO allgemein zulässig. 

Im Plangebiet wird parallel zu den öffentlichen Verkehrsflächen eine 5 m breite „Fläche 

mit Einschränkungen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (Vorgärten)“ festge-

setzt. Innerhalb dieser Flächen dürfen Stellplätze und offene Kleingaragen (Carports) 

einschließlich deren Zufahrt nur in einer Breite von max. 6 m erreichen und müssen 

mind. 3 m hinter der festgesetzten Straßenbegrenzungslinie zurückbleiben. Nebenanla-

gen i.S.d. § 14 BauNVO sind hier allgemein zulässig. 

Mit diesen Festsetzungen wird das städtebauliche Ziel verfolgt, im Plangebiet eine ein-

heitliche Gestaltung des wahrnehmbaren städtebaulichen Raumes zu gewährleisten. 

Dieser städtebauliche Raum und die visuelle Wirkung einer Verkehrsfläche bestehen 

aus der flächenhaften Gestaltung und der Wirkung der diesen Bereich begrenzenden 

Gebäude. In diesem Profil wirken Garagen und geschlossene Wände von Carports stö-

rend, weil sie den großzügigen Eindruck des Straßenbildes mindern.  
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Darüber hinaus wird durch diese Festsetzungen gewährleistet, dass von den Grundstü-

cken die freie Sicht auf die Verkehrsflächen gewahrt wird, so dass ein sicheres Ein- und 

Ausfahren auf und von den Grundstücken ermöglicht wird. 

7.6 Verkehrsflächen 

Der Anschluss des Plangebietes an die Straße „An der Süllbreede“ wird durch die Fest-

setzung einer öffentlichen Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie gemäß § 9 (1) 

Nr. 11 BauGB gewährleistet.  

Im Norden des Plangebietes sind zur B 65 / Lübbecker Straße Ein- und Ausfahrten un-

zulässig. 

7.7 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 

Gemäß § 9 (1) Nr. 1 FStrG muss außerhalb von Ortsdurchfahrten die Entfernung von 

Hochbauten zu Bundesstraßen mindestens 20 Meter betragen, gemessen vom äußeren 

Rand der befestigten Fahrbahn. Aus diesem Grund wird eine entsprechende Bauver-

botszone im Bebauungsplan festgesetzt. 

Bei der Errichtung baulicher Anlagen innerhalb der festgesetzten Bauverbotszone ist die 

zuständige Straßenbauverwaltung (Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen) zu 

beteiligen. 

7.8 Grünordnerische Festsetzungen 

7.8.1 Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Um das Plangebiet in das Landschaftsbild einzufügen und in diesem Rahmen den Über-

gang zwischen Wohngebiet und freier Landschaft verträglicher zu gestalten, wird im öst-

lichen Übergangsbereich eine „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern“ 

festgesetzt, in der die Anpflanzung von einem hochstämmigen Obstbaum (z.B. Apfel, 

Birne, Kirsche, Pflaume), Stammumfang 14-16 cm, 3x verpflanzt, pro angefangene 10 

m Grundstücksbreite vorzunehmen ist. 

Bei diesen Obstbaumpflanzungen werden folgende Arten empfohlen: 

Apfelbäume: 

• Kaiser Wilhelm 

• Schöner aus Boskoop 

• Bohnapfel 

• Jakob Lebel   

• Klarapfel 

Birnbäume: 

• Gute Graue 

• Gellerts Butterbirne 

• Köstliche aus Charneux 

Kirschbäume: 

• Hedelfinger Riesenkirsche 

• Große Schwarze Knorpelkirsche 
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Zwetschgenbäume: 

• Hauszwetschge 

• Wangenheimer Frühzwetschge 

Weiterhin ist in dieser Fläche an der Grundstücksgrenze im Übergangsbereich zur freien 

Landschaft eine mind. 1,2 m hohe Schnitthecke aus standortgerechten und heimischen 

Gehölzen anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bezüglich der zu pflanzenden 

Schnitthecken sind folgende standortheimische Arten zu empfehlen: 

• Berberitze  (Berberis vulgaris) 

• Rotbuche  (Fagus sylvatica) 

• Liguster  (Ligustrum vulgare) 

• Weißdorn  (Crataegus spec) 

• Hainbuche  (Carpinus betulus) 

• Schlehe  (Prunus spinosa) 

Bei der innerhalb der festgesetzten Anpflanzfläche entstehenden Obstbaumreihe han-

delt es sich um landschaftstypische, linienhafte Strukturen, die im Landschaftsraum der 

Gemeinde Hille weit verbreitet sind. Durch das Anpflanzen solcher landschaftstypischen 

Strukturen wird neben der Einbindung des Plangebietes in das Landschaftsbild auch ein 

Beitrag zur Artenvielfalt geleistet. Zudem bieten die Obstgehölze auch einen Lebens-

raum für einheimische Tierarten, insbesondere für Insekten und Kleinsäuger.  

Zudem kann bei einer solchen Festsetzung von einer hohen Akzeptanz der künftigen 

Bewohner des Gebiets ausgegangen werden, da die Festsetzungen die Grundstücks-

nutzung nicht zu stark einschränken und gleichzeitig eine Nutzung zu Gunsten der künf-

tigen Bewohner ermöglichen (Obsternte). 

Die Kombination der Anpflanzung von Obstbäumen mit der Anpflanzung einer Schnitt-

hecke ergibt so entlang der nördlichen Plangebietsgrenze eine einheitliche, grünordne-

rische Abgrenzung und Übergangsbereich zwischen der Bebauung und der freien Land-

schaft. 

Der Zeitpunkt der Anpflanzung hat innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft der Bauge-

nehmigung bzw. Eingang der Bauanzeige zu erfolgen, um eine zeitnahe Umsetzung der 

Anpflanzung zu erzielen. Innerhalb dieses Zeitraumes kann i.d.R. davon ausgegangen 

werden, dass die Bauarbeiten soweit fortgeschritten sind, dass eine Gestaltung der Au-

ßenanlagen vorgenommen werden kann. Die angepflanzten Bäume sind langfristig zu 

erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Durch die Lage der Anpflanzfläche am Rand einer landwirtschaftlichen Fläche, wird auf 

die gem. §§ 36 u. 41-43 NachbG NRW geltenden Abstände zu diesen Flächen hinge-

wiesen (Einfriedungen - 50 cm; Hecken bis 2 m Höhe - 1 m, darüber - 2 m; Laubbäume 

je nach Art - 4-6 m, Obstbäume je nach Art - 2-4 m.). Die Einhaltung dieser Pflanzab-

stände ist innerhalb der festgesetzten „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-

chern“ möglich. 

7.8.2 Anpflanzung von Einzelbäumen 

Es wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass je angefangene 1.000 m² Grundstücksflä-

che ein standortheimischer Laubbaum auf den Baugrundstücken anzupflanzen und dau-

erhaft zu erhalten ist, um einen Beitrag zur Grundbegrünung des Plangebietes zu leisten.  
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Folgende Arten werden hierzu empfohlen: 

• Bergahorn  (Acer pseudo-platanus) 

• Feldahorn  (Acer campestre) 

• Rotbuche  (Fagus sylvatica) 

• Stieleiche  (Quercus robur) 

• Sandbirke  (Betula verrucosa) 

• Hainbuche  (Carpinus betulus) 

• Eberesche  (Sorbus aucuparia) 

• Winterlinde  (Tilia cordata) 

• Sommerlinde  (Tilia platyphyllos) 

• Vogelkirsche  (Prunus avium) 

• Traubenkirsche (Prunus padus) 

• hochstämmige Obstbäume  (z.B. Apfel, Birne, Kirsche, Pflaume). 

Die angepflanzten Bäume sind langfristig zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Der Zeitpunkt der Anpflanzung hat innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft der Bauge-

nehmigung bzw. Eingang der Bauanzeige zu erfolgen, um eine zeitnahe Umsetzung der 

Anpflanzung zu erzielen. 

7.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

Hauptgebäude mit Flachdächern bzw. mit einer Dachneigung < 20° sind flächig mindes-

tens extensiv zu begrünen mit Ausnahme der Vorrichtungen für die technische Gebäu-

deausstattung (z.B. Aufzugsschächte, Kühlungs- und Lüftungsaufbauten) und für Belich-

tungszwecke. Diese Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. 

Eine durchwurzelbare Gesamtschichtdecke des Substrats von mindestens 10 cm ist vor-

zusehen. Von dieser Verpflichtung sind Flächen, die zur Gewinnung regenerativer Ener-

gien (Photovoltaik, Solarthermie) genutzt werden, ausgenommen. Eine Kombination von 

Dachbegrünung und Photovoltaik- oder Solarthermie-Anlagen ist zulässig.  

Mit dieser Vorschrift soll ein Beitrag zu einem gesunden Stadtklima und der ökologischen 

Vielfalt geleistet werden, da die Dächer als Lebensraum durch zahlreiche Arten der Flora 

und Fauna (z.B. Insekten) genutzt werden können. Gründächer bieten ebenso bautech-

nische Vorteile wie eine längere Lebensdauer von Dächern durch den Schutz der Dach-

abdichtung, eine verbesserte Wärmedämmung und damit geringere Energiekosten so-

wie eine Reduzierung bzw. zeitliche Verzögerung des Oberflächenabflusses von Nieder-

schlagswasser. 

 

8 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Um bestimmte städtebauliche und baugestalterische Absichten zu verwirklichen oder um 

die Eigenart oder den Eindruck von Baudenkmalen zu erhalten oder hervorzuheben, 

können die Städte und Gemeinden durch örtliche Bauvorschriften besondere Anforde-

rungen an die Gestaltung von Gebäuden, Werbeanlagen, Einfriedungen u. ä. stellen. 
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Rechtsgrundlage hierfür ist der § 89 der Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 

2018). 

Die Festsetzung von örtlichen Bauvorschriften wird hier notwendig, um dem Wohngebiet 

durch gestalterische Festsetzungen ein einheitliches optisches Erscheinungsbild in Be-

zug auf wichtige ortsbildprägende Kriterien unter Berücksichtigung der vorhandenen 

baulichen Umgebung zu geben. Zu diesen Kriterien zählt auch die Schaffung einer ein-

heitlichen Raumwirkung.  

Um eine einheitliche Raumwirkung zu erzielen, die sowohl dem Plangebiet wie auch der 

Umgebung gerecht wird, werden daher Festsetzungen getroffen, die der Schaffung und 

Gestaltung dieses Raumes und seiner Wirkung dienen.  

Neben den qualifizierten Festsetzungen des Bebauungsplanes, wie Art und Maß der 

baulichen Nutzung und der Bauweise, haben auch die Gestaltung der Baukörper Wir-

kung auf diesen räumlichen Eindruck. Daher werden auch Festsetzungen zur Gestaltung 

dieser Baukörper getroffen.  

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem räumlichen Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes. Verstöße gegen Bestimmungen dieser örtlichen 

Bauvorschriften können mit einem Bußgeld gem. § 86 BauO NRW 2018 geahndet wer-

den. 

8.1 Dachgestaltung 

Für die Dacheindeckung geneigter Dächer ist die Verwendung von glänzenden Einde-

ckungen unzulässig, da hierdurch großflächige Reflexionen entstehen können, die das 

Orts- und Landschaftsbild nachhaltig beeinträchtigen können. Engobierte oder matt 

glänzende Edelengoben oder Glasuren sind zulässig.  

Die Farben der Dacheindeckungen werden zudem auf die Farbtöne rot bis rotbraun und 

schwarz bis anthrazit beschränkt. Durch die Begrenzung auf diese für den Raum Hille 

typischen Farben der Dacheindeckungen sollen ortsuntypische Dachgestaltungen wie 

solche in  blauen, weißen, grünen, grauen oder gelben Dacheindeckungen ausgeschlos-

sen werden.  

8.2 Fassadengestaltung 

Als Material für die Außenwandflächen ist Verblendmauerwerk und Putz sowie Holz in 

Brettstruktur und Glas zulässig.  

Nicht zulässig sind Holzblockhäuser und die Verwendung von Baustoffimitationen (z.B. 

Klinker- oder Fachwerkimitationen), da diese zu einer gebietsfremden und untypischen 

Gestaltung der Baukörper führen würden. 

Andere Baustoffe zur Fassadengestaltung (z.B. Zinkblech usw.) sind bis zu 1/2 der je-

weiligen Außenwandfläche zulässig, um die Gestaltungsfreiheit der Bauwilligen nicht zu 

stark einzuschränken und eine individuelle Gestaltung auch mit modernen Gestaltungs-

elementen zu ermöglichen. 

8.3 Einfriedungen, Vorgärten und Gartengestaltung 

Die festgesetzten „Flächen mit Einschränkung für Stellplätze, Garagen und Nebenan-

lagen (Vorgärten)“ bilden den Übergang vom öffentlichen zum privaten Raum und sind 

als eine gestalterische Einheit zu betrachten, durch die der öffentliche Straßenraum 

(Straßenbild) geprägt wird. Dieser Freiraum ist ein wichtiger Bestandteil des Straßen-

bildes.  
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Die Höhe der Einfriedungen darf innerhalb dieser Flächen gemessen ab natürlicher Ge-

ländeoberkante, max. 1,2 m betragen, um eine freie Sicht in den öffentlichen Verkehrs-

raum zu gewährleisten und eine einheitliche Gestaltung der Grundstückseinfriedungen 

im Übergangsbereich zwischen privatem und öffentlichem Raum zu erzielen.  

Die Einfriedungen innerhalb dieser Flächen sind als Schnitt- oder freiwachsende Hecken 

aus standortheimischen Gehölzen, Holzstaketenzäune, Stabgitterzäune oder Mauern im 

Farbton des Hauptgebäudes oder in Naturstein auszuführen. 

Außerhalb der festgesetzten „Fläche mit Einschränkungen für Stellplätze, Garagen und 

Nebenanlagen“ können die Einfriedungen unter Berücksichtigung der einschlägigen Re-

gelungen der BauO NRW und des Nachbarrechtsgesetz NRW (NachbG NRW) frei ge-

staltet werden. 

 

9 BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT 

Die Belange von Natur und Landschaft spielen bei der vorliegenden Bauleitplanung eine 

besondere Rolle. 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine Umweltprüfung durchgeführt, deren 

Ergebnisse im Umweltbericht gem. § 2a BauGB dargelegt werden (Teil II der Begrün-

dung). 

9.1 Eingriffsbilanzierung / Externe Kompensation 

Im Rahmen des Planverfahrens wird auch die gem. § 1a (3) BauGB gebotene Eingriffs- 

/ Ausgleichsbilanzierung durchgeführt, in der der gegenwärtige planungsrechtliche Zu-

stand des Plangebietes mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes gegenüber ge-

stellt werden wird. Die Bilanzierung ist in Teil II Umweltbericht enthalten. Danach ergibt 

sich im Plangebiet ein Kompensationsdefizit in Höhe von 5.494 Werteinheiten, dass ex-

tern auszugleichen ist. 

9.2 Artenschutz 

Im Rahmen der Aufstellung von Bauleitplänen sind auch die artenschutzrechtlichen Be-

lange, die sich durch die Anwendung des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

ergeben, zu berücksichtigen. Aus diesem Grund wurde der Fachbeitrag Artenschutz er-

stellt.1 

Der Fachbeitrag kommt zu folgendem Ergebnis: 

„Es wurden die im Messtischblatt 3718 „Bad Oeynhausen“, Quadrant 2, aufge-

führten planungsrelevanten Arten hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens 

der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ bewer-

tet. 

Die Bauleitplanung führt durch die planbedingten Auswirkungen durch die bauli-

che Inanspruchnahme einer Ackerfläche durch ein allgemeines Wohngebiet ins-

gesamt betrachtet nicht zu artenschutzrechtlichen Konflikten in Bezug auf die zu 

betrachtenden planungsrelevanten Arten gem. Anhang IV der FFH-Richtlinie 

(92/43/EWG) oder europäischen Vogelarten.  

Die meisten im MTB 3718, Quadrant 2 aufgeführten planungsrelevanten Arten 

 
1 Fachbeitrag Artenschutz gem. § 44 BNatSchG – o.9 stadtplanung, Minden, 20.04.2026 
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benötigen anders strukturierte Habitate. Innerhalb des Plangebietes sind mit Aus-

nahme einer Ackerfläche mit schmalen Randsäumen keine Strukturen vorhan-

den, die planungsrelevanten Arten als Vermehrungshabitat dienen können oder 

als Nahrungshabitat dieser Arten für den Erhaltungszustand von Bedeutung sind. 

Eine zeitweise Nutzung des Plangebietes und der östlich daran angrenzenden 

Ackerfläche als Teile größerer Nahrungshabitate oder Jagdreviere in Abhängig-

keit von der Fruchtfolge und Bewirtschaftung ist möglich (z.B. Fledermausarten, 

Rotmilan, Mäusebussard, Feldsperling, Saatkrähe u.a.). 

Eine vertiefende Artenschutzprüfung (Stufe 2) ist für keine der betrachteten Arten 

erforderlich.  

Zu berücksichtigen sind allgemeine artenschutzrechtliche Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen (Baubeginn, Beleuchtung).“ 

 

10 ERSCHLIESSUNG 

10.1 Verkehr 

Die äußere verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straßen „An der 

Süllbreede“ und „Süllbreede“. Es sind keine neuen Planstraßen anzulegen. 

An den öffentlichen Personennahverkehr ist das Plangebiet über die Haltestellen an der 

Lübbecker Straße „Waschhorst“ und an der Ellernstraße „Sparkasse“ angeschlossen. 

Hier verkehren der BürgerBus Hille (Linie 526) sowie der Regionalbus 517. 

10.2 Abwasserbeseitigung 

In der angrenzenden Straße „An der Süllbreede“ sind ein Schmutzwasserkanal und ein 

Regenwasserkanal im Trennsystem verlegt. Die neuen Gebäude im Plangebiet können 

an dieses Trennsystem angeschlossen werden. 

Die vorhandenen Kanäle sind für die zusätzlichen Abwasserfrachten ausreichend di-

mensioniert. 

10.3 Abfallbeseitigung 

Die Entsorgung von Abfällen wird durch die Gemeinde Hille sichergestellt. 

10.4 Energieversorgung 

Der örtliche Energieversorger stellt den für das Vorhaben erforderlichen Strombedarf 

bereit. 

10.5 Trink- und Löschwasserversorgung 

Das Plangebiet kann an die in der Straße „An der Süllbreede“ vorhandene Trinkwasser-

leitung angeschlossen werden. Hierüber ist über die vorhandenen Wasserentnahmestel-

len (Hydranten) auch die Versorgung mit Löschwasser mit einer Entnahmeleistung gem. 

DVGW-Arbeitsblatt W 405 von mind. 48 m³/h über einen Zeitraum von 2 h gewährleistet. 
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11 HINWEISE 

11.1 Bodendenkmalschutz 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bo-

denfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Ver-

färbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 

Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 

werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt / Gemeinde als Untere 

Denkmalbehörde und/oder der LWL – Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld 

(Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-Mail: 

Iwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. 

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer 

Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbe-

hörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersu-

chung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen 

zumutbar ist (§ 16 (2) DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer 

sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmä-

ler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur 

sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und 

zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden 

sind (§ 16 (4) DSchG NRW). 

11.2 Kampfmittelbeseitigung 

Sollten bei Ausschachtungsarbeiten verdächtige Gegenstände oder außergewöhnliche 

Bodenverfärbungen auftreten, ist die Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen 

und der staatliche Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Arnsberg, In der 

Krone 31, 58099 Hagen (Meldekopf nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr, Tel: 02931/82-

2281) zu verständigen. 

11.3 Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Trinkwasserschutzgebietes „Hille-Köhlte“ in der 

Schutzzone III A. Bei Vorhaben ist die entsprechende Wasserschutzgebietsverordnung 

Hille-Köhlte vom 24.02.1986 (ABl.: Reg. Dt. 1986, S. 31-35) zu beachten. 

11.4 Bergbau / Geothermie 

Das Plangebiet liegt über dem auf Eisenstein verliehenen Bergwerksfeld „Oberlübbe“. 

Eigentümerin des Bergwerksfeldes „Oberlübbe“ ist die Barbara Rohstoffbetriebe GmbH. 

Das Plangebiet liegt über dem auf Erdwärme erteilten Erlaubnisfeld „Geothermie Min-

den“ (zu gewerblichen Zwecken). Inhaberin der Erlaubnis ist die Energieservice Westfa-

len Weser GmbH. Die erteilte Erlaubnis gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung 

des Bodenschatzes „Erdwärme“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. Unter dem 

„Aufsuchen“ versteht man Tätigkeiten zur Feststellung (Untersuchung) des Vorhandens-

eins und der Ausdehnung eines Bodenschatzes. 

11.5 Abstände zur landwirtschaftlichen Fläche 

Gem. §§ 36 u. 41-43 NachbG NRW sind folgende Abstände zu angrenzenden landwirt-

schaftlichen Flächen einzuhalten: Einfriedungen - 50 cm; Hecken bis 2 m Höhe - 1 m, 
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darüber - 2 m; Laubbäume je nach Art - 4-6 m; Obstbäume je nach Art - 2-4 m. 

11.6 Gebäudeinterne Telekommunikationsanschlüsse 

Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikations-

dienstleistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten 

mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfrastrukturen sowie einem Zugangs-

punkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten. 

11.7 Außen- und Straßenbeleuchtung 

Um beleuchtungsbedingte Beeinträchtigungen für Tiere zu vermeiden, werden für die 

Außen- und Straßenbeleuchtung die Verwendung abgeschirmter Leuchten mit geschlos-

senem Gehäuse und insektenverträglichen Leuchtmitteln, z.B. LED mit warm-weißer 

Lichtfarbe bis 3000 Kelvin, empfohlen. 

11.8 Glasfronten 

Große Glasfronten sollten zur Vermeidung von Vogelschlag mit entspiegelten mit einem 

Außenreflektionsgrad von max. 15 % versehenen Gläsern ausgestattet werden, insbe-

sondere wenn eine Durchsicht durch das Gebäude gegeben ist (z.B. Eckfenster) oder 

wenn sich Gehölze etc. spiegeln und somit einen Lebensraum suggeriert wird. Durch die 

Verwendung von geprüften Mustern für Fenster und Fassaden der Kategorie A (hoch 

wirksam) kann das Vogelschlagrisiko an größeren Glasflächen minimiert werden ohne 

die Durchsicht zu trüben. 

 

12 FLÄCHENBILANZ 

Tabelle 1: Flächenbilanz 

Art der Nutzung  Bestand ca. Planung ca. 

Fläche für Landwirtschaft 8.978 m² 0 m² 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 0 m² 8.969 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche 1.340 m² 1.349 m² 

Gesamt, ca. 10.313 m² 10.318 m² 

 

13 KOSTEN 

Der Gemeinde Hille entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Kos-

ten. Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  

 

Minden, 20.04.2026 

 

…………………………… 

O. Schramme, Dipl.-Ing. 
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Fachgutachten: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ 

wurden folgende gutachterliche Untersuchungen erstellt: 

• Fachbeitrag Artenschutz gem. § 44 BNatSchG – o.9 stadtplanung, Minden, 

20.04.2026 

Die Gutachten sind bei der Gemeinde Hille, Am Rathaus 4, 32479 Hille zu den Dienst-

stunden einsehbar. 
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TEIL II: UMWELTBERICHT 

 

1 EINLEITUNG 

Entsprechend dem Baugesetzbuch (BauGB) ist für alle Bauleitplanungen im Regelver-

fahren ein Umweltbericht zu erstellen. Nach § 2a Nr. 2 BauGB sind im Umweltbericht die 

aufgrund der Umweltprüfung gemäß § 2 (4) und der Anlage zum BauGB ermittelten und 

bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. 

 

2 KURZDARSTELLUNG DES PLANUNGSINHALTS UND DER PLANUNGSZIELE 

Die Gemeinde Hille plant den Bebauungsplan Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“. 

Mit der Aufstellung des Bauleitplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

für die Errichtung von Wohnhäusern im Plangebiet geschaffen werden. 

Im Parallelverfahren wird die 16. Änderung des Flächennutzungsplans betrieben, um die 

Darstellungen an die geplante Entwicklung anzupassen und die Flächen für die ange-

strebte Nutzung vorzubereiten. 

Tabelle 2: Merkmale der geplanten Nutzung 

Art des Gebietes (Inhalt, 
Art und Umfang) 
 

Allgemeines Wohngebiet 

Art der Bebauung Wohngebäude 

Erschließung Erschließung über „An der Süllbreede“, keine neuen Ver-
kehrsflächen notwendig 
 

Flächenbedarf Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 
rund 10.318 m² im Bereich bisheriger landwirtschaftlich 
genutzter Fläche. 
 

Naturschutz Grünordnerische Festsetzung am östlichen Rand des 
Plangebietes und Einzelbäume zur Grundbegrünung. 
 

2.1 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird als Art der bau-

lichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Grundflächenzahl (GRZ) 

beträgt 0,3. Es sind maximal zwei Vollgeschosse bei einer Gebäudehöhe bis zu 10 m 

zulässig. Eine grünordnerische Festsetzung stellt sicher, dass das Plangebiet zur freien 

Landschaft abgeschirmt wird. 

2.2 Angaben zu Standort, Art und Umfang 

Das Plangebiet liegt östlich der Straße „An der Süllbreede“ und wird südlich durch die 

Straße „Süllbreede“ und nördlich durch die „Lübbecker Straße“ abgegrenzt. Es stellt sich 

gegenwärtig als eine landwirtschaftlich genutzte Fläche dar, welche für eine Umnutzung 

zu Wohnzwecken zur Verfügung steht.  

Das Plangebiet ist durch die Straßen „Süllbreede“ und „An der Süllbreede“ bereits 
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verkehrlich erschlossen. Im Westen und Nordwesten des Plangebietes schließen sich 

weitere Wohnbaugrundstücke entlang der Straßen „Süllbreedenkamp“, „Lübbecker 

Straße“ und „Ellernstraße“ an. Südlich ist Zugang zur freien Landschaft mit weiteren 

landwirtschaftlichen Flächen. Östlich schließt sich eine landwirtschaftliche Fläche an, die 

von der Schulstraße begrenzt wird. Westlich der Schulstraße gibt es Wohnbebauung 

und Bebauung mit sozialer Nutzung. 

Die umliegenden Wohnhäuser werden vorwiegend durch eine ein- bis zweigeschossige, 

offene Bauweise mit anschließenden Gärten geprägt. Oftmals weisen die Gebäude ein 

ausgebautes Dachgeschoss auf.  

Durch die vorliegende Planung wird die bereits vorhandene Infrastruktur durch eine beid-

seitige Bebauung der Straße „An der Süllbreede“ ausgenutzt. 

  

Abbildung 8: Lage des Plangebietes (Luftbild: © Land NRW (2025), dl-de/by-2-0, 

www.govdata.de/dl-de/by-2-0) 

 

3 ZIELE DES UMWELTSCHUTZES IN FACHGESETZEN UND FACHPLÄNEN 

3.1 Fachgesetze 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege beson-

ders zu berücksichtigen. 

§ 1 (6) Nr. 7 BauGB:  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, insbesondere 
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a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 

Vielfalt, 

b. die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes, 

c. umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 

die Bevölkerung insgesamt, 

d. umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e. die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 

f. die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch im Zusammenhang mit 

der Wärmeversorgung von Gebäuden, sowie die sparsame und effiziente 

Nutzung von Energie, 

g. die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, des Abfall- und des Immissionsschutzrechts, sowie die 

Darstellungen in Wärmeplänen und die Entscheidungen über die Ausweisung als 

Gebiet zum Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder als 

Wasserstoffnetzausbaugebiet gemäß § 26 des Wärmeplanungsgesetzes vom 

20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), 

h. die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union 

festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i. die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

nach den Buchstaben a bis d, 

j. unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die 

Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan 

zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, 

auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i. 

Folgende Umweltschutzziele sind in den Fachgesetzen für die Bauleitplanung aufgeführt 

und bei der Planung und Umsetzung der Umweltprüfung zu berücksichtigen: 

Schutzgut Mensch 

• BlmSchG inkl. Verordnungen: Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, 

des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich 

des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästi-

gung durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, 

Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen). 

• BauGB (§ 1 (6) Nr. 7c): Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere 

zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere umweltbezogene Auswirkun-

gen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt. 

• BNatSchG: Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ 

28 o.9 
stadtplanung 

 

schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (§ 1 (1) BNatSchG). 

Zur dauerhaften Sicherung des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind 

insbesondere zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Be-

schaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und sied-

lungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen. 

• DIN 18005: Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölke-

rung ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insbe-

sondere am Entstehungsort, aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in 

Form von Lärmvorsorge und Lärmminderung bewirkt werden soll. 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

• BNatSchG / LG NW: Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes 

und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwor-

tung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so 

zu schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert 

von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (§ 1 (1) BNatSchG). 

Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem je-

weiligen Gefährdungsgrad insbesondere  

1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen ein-

schließlich ihrer Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwi-

schen den Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiedlungen 

zu ermöglichen, 

2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen 

und Arten entgegenzuwirken, 

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geogra-

fischen Eigenheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; be-

stimmte Landschaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen 

bleiben (§ 1 (2) BNatSchG). 

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

halts sind insbesondere wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemein-

schaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweili-

gen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten (§ 1 (3) Nr. 5 BNatSchG).  

Des Weiteren sind die Belange des Arten- und Biotopschutzes gemäß § 39 ff. 

und 44 ff. BNatSchG zu berücksichtigen. 

• BauGB (§ 1 (6) Nr. 7a und b): Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-

sondere zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf 

Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, die Erhaltungs-

ziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des BNatSchG. 

Schutzgut Fläche: 

• BauGB (§ 1a (1) und (2)): Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz:  

(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum 

Umweltschutz anzuwenden. 
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(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei 

sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauli-

che Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere 

durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-

nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das 

notwendige Maß zu begrenzen. […] Die Notwendigkeit der Umwandlung land-

wirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sol-

len Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 

werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken 

und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

Schutzgut Boden: 

• BBodSchG: Zweck des BBodSchG ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens 

zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderun-

gen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewäs-

serverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen 

auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchti-

gungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Na-

tur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

Der Boden erfüllt gem. § 2 (2) BBodSchG 

1. natürliche Funktionen als 

a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bo-

denorganismen, 

b) Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und 

Nährstoffkreisläufen, 

c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf 

Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbeson-

dere auch zum Schutz des Grundwassers, 

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie 

3. Nutzungsfunktionen als 

a) Rohstofflagerstätte, 

b) Fläche für Siedlung und Erholung, 

c) Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung, 

d) Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, 

Ver- und Entsorgung. 

• BauGB (§ 1a (2)): Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegan-

gen werden […]. 

• BNatSchG (§ 1 (3) Nr. 2): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere Böden so zu erhalten, dass 

sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr genutzte versie-

gelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich 

oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 
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Schutzgut Wasser: 

• WHG: Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirt-

schaftung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrund-

lage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 

Gut zu schützen (§ 1 WHG). 

• BNatSchG (§ 1 (3) Nr. 3): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere Meeres- und Binnengewäs-

ser vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche Selbstreinigungsfä-

higkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und natur-

nahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; 

Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu er-

folgen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgegliche-

nen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 

Schutzgüter Luft und Klima: 

• Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft: Die TA Luft dient 

dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen und der Vorsorge gegen schädliche 

Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, um ein hohes Schutzniveau 

für die Umwelt insgesamt zu erreichen. 

• BImSchG: Zweck des BImSchG ist es, Menschen, Wild- und Nutztiere und Pflan-

zen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre, das Klima sowie Kultur- und sons-

tige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Ent-

stehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen (§ 1 (1) BImSchG). 

• BNatSchG (§ 1 (3) Nr. 4): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere Luft und Klima auch durch 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt 

insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wir-

kung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete, Luftaustauschbahnen oder 

Freiräume im besiedelten Bereich; dem Aufbau einer nachhaltigen Energiever-

sorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien 

kommt eine besondere Bedeutung zu. 

• BauGB (§ 1 (6) Nr. 7h): Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere 

zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Erhaltung der bestmögli-

chen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung 

von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden. 

• KSG: Alle Träger öffentlicher Aufgaben sind verpflichtet, den Klimaschutz bei ih-

ren Planungen und Entscheidungen zu berücksichtigen (§ 13 KSG).  

Schutzgut Kultur- und Sachgüter: 

• BNatSchG (§ 1 (4) Nr. 1): Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbeson-

dere Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit 

ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und 

sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren. 
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• DSchG NRW: Der Denkmalschutz und die Denkmalpflege liegen im öffentlichen 

Interesse. Es ist Aufgabe von Denkmalschutz und Denkmalpflege die Denkmäler 

zu schützen und zu pflegen, wissenschaftlich zu erforschen und das Wissen über 

Denkmäler zu verbreiten. Dabei ist auf eine sinnvolle Nutzung hinzuwirken (§ 1 

(1) DSchG NRW). 

Schutzgut Landschaft: 

• BNatSchG: Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 

schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (§ 1 (1) BNatSchG). 

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho-

lungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere Naturlandschaften und 

historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bo-

dendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigun-

gen zu bewahren (§ 1 (4) Nr. 1 BNatSchG). 

3.2 Fachpläne, Schutzgebiete und geschützte Landschaftsbestandteile 

3.2.1 Regionalplan  

Der Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold stellt den Planbereich als „All-

gemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ an der Grenze zum „Landwirtschaftlichen Kern-

raum“ dar. Zudem befindet sich der Planbereich in einem Vorbehaltsgebiet zum Schutz 

der Landschaft und für die landschaftsorientierte Erholung (grüne, senkrechte Linien). 

Darüber hinaus befindet sich der Planbereich in einem Vorranggebiet für den Grundwas-

ser- und Gewässerschutz (blaue, waagerechte Linien). Es wird darauf hingewiesen, 

dass die Darstellungen im Regionalplan nicht parzellenscharf sind. 

Die Planung dient einer angemessenen baulichen Weiterentwicklung des Ortsteils Un-

terlübbe. Im Flächennutzungsplan der Gemeinde ist das Plangebiet bereits als Bauflä-

che vorgesehen. Die Planung ist somit mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ 

32 o.9 
stadtplanung 

 

 

Abbildung 9: Auszug aus dem Regionalplan (Quelle: Bezirksregierung Detmold) 

3.2.2 Flächennutzungsplan (FNP) 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Hille stellt für den Planbereich 

ein Dorfgebiet (MD) gem. § 1 (2) Nr. 5 BauNVO und die Lage in einem Landschafts-

schutzgebiet) dar. 

Bebauungspläne sind gem. § 8 (2) BauGB aus dem FNP zu entwickeln (sog. Entwick-

lungsgebot). Da die vorliegende Bauleitplanung eine Festsetzung zu einem allgemeinen 

Wohngebiet trifft, wird zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes eine Änderung des FNP 

im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB notwendig. 

 

Abbildung 10: Auszug aus dem Flächennutzungsplan (Quelle: Gemeinde Hille) 
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Im Rahmen der 16. Änderung wird die Darstellung im FNP in eine Wohnbaufläche (W) 

gem. § 1 (1) Nr. 1 BauNVO geändert. 

 

Abbildung 11: 16. Änderung des Flächennutzungsplanes (Quelle: Gemeinde Hille, o.9 Stadt-

planung) 

3.2.3 Landschaftsplan 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Landschaftsplanes „Bastau-Niederung-Wickriede“. 

Der Landschaftsplan ist 1980 in Kraft getreten und wurde letztmalig 2007 geändert. 

Der Landschaftsplan stellt die Lage des Plangebietes in einem Allgemeinen Land-

schaftsschutzgebiet dar (s. Kap. 3.2.4). 

3.2.4 Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt in einem Landschaftsschutzgebiet (LSG) gem. § 26 BNatSchG (Ob-

jektkennung: LSG-MI-00027).  

Mit Überplanung der Teile des LSG durch einen Bebauungsplan tritt die Darstellung des 

zu Grunde liegenden Landschaftsplanes „Bastau-Niederung-Wickriede“ mit Festsetzung 

des LSG (L 3.3.1 Allgemeines Landschaftsschutzgebiet) im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes gemäß § 20 (3) Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW)) außer 

Kraft.  
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Abbildung 12: Lage des Plangebietes im Landschaftsschutzgebiet, Darstellung LSG – grün 

(Quelle: GEOportal Kreis Minden-Lübbecke) 

 

Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder euro-

päischen Vogelschutzgebieten vor (Natura 2000; gem. § 1 (6) Nr. 7 b BauGB): 

• Auf das rd. 0,95 km entfernte Vogelschutzgebiet „Bastauniederung“ (DE-3618-

401) sind auf Grund der Entfernung und der wertgebenden Biotopstrukturen 

(Feuchtwiesen und Moorniederung) keine beeinträchtigenden Wirkungen er-

kennbar.  

• Das nächstgelegene FFH-Gebiet liegt im Bereich des Wiehengebirges südwest-

lich des Plangebietes in einer Entfernung von rd. 2 km (Natura 2000-Nr. DE-

3718-301„Stollen Oberluebbe, Elfter Kopf“). Negative Auswirkungen auf dieses 

FFH-Gebiet sind auf Grund der Entfernung des Plangebietes zu diesem Gebiet 

nicht zu erkennen. 

 

4 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

4.1 Beschreibung des Umweltzustandes und der Umweltauswirkungen 

4.1.1 Schutzgut Mensch 

Das Schutzgut Mensch wird anhand der Kriterien Leben, Gesundheit und Wohlbefinden 

beurteilt. 

Das Plangebiet liegt am Rande des bestehenden Siedlungsbereiches und kann in die 

vorhandenen verkehrlichen und technischen Infrastrukturen eingebunden werden.  

Es ist gut an die dörflichen Infrastrukturen in Unterlübbe angebunden (z.B. Sportange-

bote, Kindertagesstätte). Zudem liegt das Plangebiet in günstiger Lage zu den Naherho-

lungsgebieten des Mittellandkanals, des Wiehengebirges und Hiller Moores. 
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Temporär können landwirtschaftliche Lärm-, Geruchs- und Staubimmissionen von den 

umliegenden Ackerflächen auf das Plangebiet einwirken.  

Mögliche Beeinträchtigungen treten zudem in Form von Lärm und ggf. Erschütterungen 

während der Erschließung des Plangebietes (z.B. Erschließungsarbeiten) und der Bau-

phase der Wohnhäuser auf. Diese Immissionen sind ebenfalls temporär und werden da-

her als gering eingeschätzt. 

Aufgrund der Lage an der B 65 können im nördlichen Teil des Plangebietes Verkehrs-

lärmimmissionen auftreten. Hier müssen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 

gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt werden (z.B. architektonischer Selbstschutz, 

passive Schallschutzmaßnahmen). 

Eine erhebliche Beeinträchtigung von Leben, Gesundheit und Wohlbefinden der Men-

schen ist nicht erkennbar. 

4.1.2 Schutzgut Tiere 

Das Plangebiet ist derzeit durch landwirtschaftliche Nutzung und einer sich daran an-

schließenden Wohnbebauung und der damit verbundenen anthropogenen Vorbelastung 

geprägt.  

Brutvorkommen von typischen Offenlandarten, wie z.B. dem Kiebitz mit seinen hohen 

Fluchtdistanzen, sind aufgrund der nahen Lage zum bestehenden Siedlungsbereich und 

dem damit fehlenden typischen Offenlandcharakter nicht zu erwarten. Darüber hinaus 

können sämtliche Gewässerarten und Arten der strukturreichen Kultur- und Auenland-

schaften aufgrund abweichender Habitatansprüche ausgeschlossen werden. 

Das Plangebiet ist insgesamt lediglich als Nahrungshabitat für Gäste aus strukturreiche-

ren Gebieten zu klassifizieren. Ein Ausweichen dieser Arten auf umliegende Flächen v.a. 

im Süden ist möglich. 

Durch die Anlage von Hausgärten in den nicht überbauten Teilen des Bebauungsplan-

gebietes werden sich gegenüber der bislang ausgeübten landwirtschaftlichen Nutzung 

strukturreichere Bereiche entwickeln, die als Brut- und Nahrungshabitat für weniger stör-

empfindliche Kleinsäuger, Insekten und Vögel dienen können. Darüber hinaus wird im 

Rahmen der Planung östlich der Wohnbebauungen eine Obstbaumwiese angelegt. 

Die Auswirkungen auf die Tierwelt sind auch unter Aspekten der biologischen Vielfalt 

betrachtet als gering einzuschätzen.  

4.1.3 Schutzgut Pflanzen  

Das Plangebiet wird derzeit als landwirtschaftliche Fläche genutzt.  

Durch die Herstellung der Gebäude mit Nebenanlagen geht die landwirtschaftliche Flä-

che verloren und wird tlw. durch neue Hausgärten mit entsprechenden Bepflanzungen 

in einer größeren Biodiversität ersetzt. 

Zudem wird durch die grünordnerischen Festsetzungen eine Grundbegrünung im Plan-

gebiet durch das Anpflanzen von Bäumen und einer Hecke sichergestellt. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzguts Pflanzen ist nicht erkennbar. 

4.1.4 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Biodiversität oder biologische Vielfalt bedeutet „Variabilität unter lebenden Organismen 

jeglicher Herkunft, darunter Land-, Meeres- und sonstige aquatische Ökosysteme und 

die ökologischen Komplexe, zu denen sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb 
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der Arten (genetische Vielfalt) und zwischen den Arten (Artenvielfalt) und die Vielfalt der 

Ökosysteme und entsprechend der Interaktionen darin.“ (Artikel 2 der Convention on 

Biological Diversity, CBD 1992). 

Das Plangebiet stellt sich zurzeit als Ackerfläche ohne Gehölzstrukturen dar. Mit dem 

Vorhaben ist die zusätzliche Versiegelung von Flächen sowie der Verlust von Ackerflä-

che verbunden. Das führt in der Regel zu einer kleinräumigen Verringerung der Arten-

vielfalt. Beeinträchtigungen des Schutzgutes können jedoch weitgehend ausgeschlos-

sen werden. 

4.1.5 Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden.  

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III A des Wasserschutzgebietes „Hille-Köhlte“. 

Bei Beachtung der entsprechenden Wasserschutzgebietsverordnung sind keine negati-

ven Beeinträchtigungen des Schutzguts zu erwarten.  

Die Starkregengefahrenhinweiskarte NRW zeigt auf, dass im Plangebiet keine erhöhte 

Gefahr durch Starkregenereignisse droht, noch vom Plangebiet auf angrenzende Flä-

chen ausgeht. Lediglich im nördlichen Bereich des Plangebiets, der außerhalb der Bau-

grenzen liegt, kommt es im extremen Starkregenfall zu einer Wassereinstautiefe von 10 

bis 30 cm. 

 
Abbildung 13: Starkregengefahrenhinweiskarte NRW, Wasserhöhen extremes Ereignis 

(Quelle: Klimaatlas NRW) 

 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser durch die Planung ist nicht 

erkennbar. 
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4.1.6 Schutzgut Fläche 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung werden bisher landwirtschaftliche Flächen im Au-

ßenbereich für eine Wohnbebauung in Anspruch genommen. Die Flächen werden für 

eine wohnungsbauliche Nutzung zugänglich gemacht und dürfen bis zu 45 % versiegelt 

werden. 

Das Plangebiet liegt jedoch angrenzend an den bestehenden Siedlungsbereich mit vor-

handenen technischen und sozialen Infrastrukturen, so dass das Plangebiet sinnvoll zur 

Auslastung dieser vorhandenen Strukturen beitragen kann. Durch die bereits vorhan-

dene Erschließungsstraße und vorhandene Ver- und Entsorgungsleitungen kann die 

Flächeninanspruchnahme auf das für die Bebauung erforderliche Maß begrenzt werden. 

Eine Inanspruchnahme am Siedlungsrand gelegener und noch nicht in die vorhandenen 

Infrastrukturen integrierter Flächen kann so vermieden werden. 

Beeinträchtigungen des Schutzguts Fläche in Form der neu ermöglichten Bodenversie-

gelungen werden im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 

4.1.7 Schutzgut Boden 

Die Böden im Plangebiet sind dem Bodentyp Pseudogley zuzuordnen. Die Schutzwür-

digkeit des Bodens ist nicht bewertet. Für die Versickerung im Zwei-Meter-Raum ist der 

Boden als „staunass“ klassifiziert.2 

Die Veränderung der Bodenoberfläche durch die Versiegelung des Bodens in den Be-

reichen, die durch bauliche Anlagen, Nebenanlagen und die Erschließungsstraßen über-

baut werden, sind als erheblich einzustufen, da diese Bereiche erstmalig überbaut wer-

den. In den überbauten Bereichen gehen die Funktionen des Bodens als  

• Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenor-

ganismen, 

• Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nähr-

stoffkreisläufen, 

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund 

der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum 

Schutz des Grundwassers (BBodSchG vom 17. März 1998, LBodSchG vom 9. 

Mai 2000) 

überwiegend verloren.  

In den übrigen Bereichen, die als Garten- und Freiflächen genutzt werden (mind. 55 % 

des WA), bleiben die Bodenfunktionen überwiegend erhalten. Beeinträchtigungen des 

Schutzguts Boden in Form der neu ermöglichten Bodenversiegelungen werden im Rah-

men der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 

Gemäß § 202 BauGB i.V.m. der DIN 18915 wird darauf hingewiesen, dass der Oberbo-

den (Mutterboden) bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen ist. Er ist vordringlich im Plangebiet 

zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzubauen. 

4.1.8 Schutzgüter Klima / Luft 

Großräumig gesehen liegt das Plangebiet im atlantischen Klimabereich. Der Raum Hille 

 
2 Geologischer Dienst NRW, Bodenkarte im Maßstab 1:50.000 von Nordrhein-Westfalen mit Ba-

sisauswertungen, Krefeld, 2017 
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weist als Teil des Norddeutschen Flachlandes alle klimatischen Merkmale eines Gebie-

tes in der Westwindzone der mittleren Breiten auf. Das Wetter ist wechselhaft und unbe-

ständig. Die Sommer sind nur mäßig warm, die Winter bleiben meist mild, damit ist die 

Jahresschwankung der Temperatur relativ gering. 

Die Klimaverhältnisse im Flachland zeichnen sich durch relativ hohe durchschnittliche 

Jahrestemperaturen (10,2 °C), relativ warme Sommer und geringe Niederschläge (um 

720 mm/a aus.3 Zum Wiehengebirge im Süden nehmen die Niederschläge bis auf 850 

mm/a zu. 

Stadtklimatisch betrachtet liegt das Plangebiet in einer Zone, die durch eine Wohnbe-

bauung in offener Bauweise mit anschließenden Gärten und landwirtschaftliche Flächen 

geprägt ist. Eine klimatische Vorbelastung liegt nicht vor, auch liegt das Gebiet nicht in 

einem Klimawandelvorsorgebereich. 

Die geplante Bebauung führt durch Versiegelung zu einer Veränderung der mikroklima-

tischen Verhältnisse. Hinsichtlich des Meso- und Makroklimas sind aufgrund der Klein-

flächigkeit der Maßnahme keine signifikanten Veränderungen zu erwarten. 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist die Errichtung von Anlagen 

zur Nutzung erneuerbarer Energien als Nebenanlage an und auf den Gebäuden grund-

sätzlich verpflichtend (gem. § 42a BauO NRW). In diesem Zusammenhang ist die Solar-

anlagen-Verordnung NRW (SAN-VO NRW) zu beachten, welche die konkreten Anforde-

rungen regelt. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts Klima/Luft ist nicht erkennbar. 

4.1.9 Schutzgut Landschaft 

Die das Plangebiet umgebenden Flächen werden vorrangig durch ein- bis zweigeschos-

sige Wohnhäuser mit daran anschließenden Gärten sowie Ackerflächen geprägt.  

Von der freien Landschaft aus wird das Plangebiet wahrnehmbar sein, kann aber durch 

die grünordnerischen Festsetzungen und sich dort entwickelnder Gehölzstrukturen in 

das Orts- undLandschaftsbild integriert werden. 

Die künftige Bebauung wird sich in die bestehenden Bebauungsstrukturen im Bereich 

„An der Süllbreede“ einfügen und den Ortsrand durch Gartenbereiche und Baumpflan-

zungen neu gestalten. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts Landschaft ist nicht erkennbar. 

4.1.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Nach dem Denkmalschutzgesetz NRW haben die Gemeinden die Sicherung der Boden-

denkmäler bei der Bauleitplanung zu gewährleisten.  

Bodendenkmäler gem. § 2 (5) DSchG NRW sowie Baudenkmäler gem. § 2 (2) DSchG 

NRW sind innerhalb des Planbereiches nicht bekannt. 

Fern- oder Sichtbeziehungen zu anderen, außerhalb des Plangebietes liegenden Denk-

mälern werden durch die geplante Bebauung nicht beeinträchtigt.  

Dennoch kann ein Vorkommen von archäologischen Funden oder Befunden nicht grund-

sätzlich ausgeschlossen werden. Durch die Regelungen des DSchG NRW (Meldepflicht) 

 
3 Klimaatlas NRW, Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz, http://www.klimaat-

las.nrw.de/karte-klimaatlas, Zeitraum 1991-2020, abgerufen am 05.01.2026 
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können ggf. auftretende Funde oder Befunde geborgen oder gesichert werden. 

Bei Gewährleistung der Sicherung von archäologischen Funden oder Befunden werden 

keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut erkennbar. 

4.1.11 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

Es sind gegenwärtig keine relevanten Wechselwirkungen zwischen den einzelnen un-

tersuchten Schutzgütern zu erkennen. 

4.2 Zusätzliche Aspekte und Wirkfaktoren bei Durchführung der Planung 

Planung (Abriss, Bauphase, Nutzung) 

Im Plangebiet sind keine baulichen Anlagen vorhanden, die abgerissen werden müssen. 

Ebenso ist eine Rodung von Gehölzen nicht erforderlich. 

Ressourcennutzung (Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Viel-

falt) 

Empfindlichkeit und mögliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Wasser, 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt wurden in diesem Umweltbericht geprüft und 

bewertet.  

Art und Menge an Emissionen 

Schadstoffe: 

Der Betrieb nicht elektrisch betriebener Baumaschinen sowie der Baustellenverkehr ist 

mit dem Ausstoß von Luftschadstoffen verbunden. Weitere Schadstoffemissionen kön-

nen durch Erhitzung oder Verflüssigung unterschiedlicher Baumaterialien auftreten und 

sind gemäß den einschlägigen Richtlinien zu behandeln (z. B. DIN 218-06, TA Luft usw.). 

Lärm: 

Während der Bauzeit ist mit Belastungen durch Lärm zu rechnen (z. B. Baumaschinen, 

An- und Abtransport von Material und Boden). Diese sind temporär und werden daher 

als geringfügig eingestuft. Vom Plangebiet selbst gehen keine erheblichen Emissionen 

auf benachbarte Nutzungen aus. 

Erschütterungen: 

Während der Bauphase ist mit leichten Erschütterungen durch Baumaschinen (z. B. Rüt-

telplatten zur Verdichtung) zu rechnen. Anlage- und nutzungsbedingt sind keine erheb-

lichen Erschütterungen zu erwarten. 

Licht: 

Anlage- und betriebsbedingt entstehen zusätzliche Lichtquellen durch Beleuchtungen im 

Bereich von Zuwegungen und Hauseingängen. Da Bauarbeiten auch im Winterhalbjahr 

stattfinden können, können in den Morgen- und Abendstunden Beleuchtungen erforder-

lich werden.  

Wärme und Strahlung: 

Während der Bauphase können Arbeiten mit Wärmeentwicklung erforderlich sein. Im 

Bereich der überbauten Flächen kommt es zu einer Veränderung des Kleinklimas, die 

sich nur unwesentlich auf die Umgebung auswirkt. Im Bereich der versiegelten Flächen 

kann es zu einer erhöhten Temperatur am Tage insbesondere in den Sommermonaten 

und zu einer reduzierten Abkühlung in der Nacht kommen. Dieser Effekt kann z.B. durch 

Beschattung (Bäume) und Begrünungen gemindert werden. 
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Verursachung von Belästigungen: 

Weitere von dem geplanten Vorhaben ausgehende Belästigungen sind nicht erkennbar. 

Abfälle / Abwässer: 

In der angrenzenden Straße „An der Süllbreede“ sind ein Schmutzwasserkanal und ein 

Regenwasserkanal im Trennsystem verlegt. Die neuen Gebäude im Plangebiet können 

an dieses Trennsystem angeschlossen werden. Die vorhandenen Kanäle sind für die 

zusätzlichen Abwasserfrachten ausreichend dimensioniert. 

Die Entsorgung von Abfällen wird durch die Gemeinde Hille sichergestellt. 

Risiken für Mensch, Umwelt und kulturelles Erbe  

Durch die Umsetzung der Planung, welche die Entwicklung eines Allgemeinen Wohnge-

bietes beinhaltet, sind keine außerordentlichen Risiken durch Unfälle oder Katstrophen 

für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt erkennbar. Das 

Plangebiet liegt außerhalb von Achtungsabständen nach KAS 18 (Störfallbetriebe). 

Kumulation von Umweltauswirkungen 

Kumulative Wirkungen können aus der Überlagerung von Auswirkungen gleicher Art aus 

anderen (benachbarten) Bauvorhaben entstehen. Dabei können die Auswirkungen ein-

zelner Vorhaben geringfügig sein, sich in Überlagerung mit den Emissionen weiterer 

Projekte jedoch zu erheblichen Auswirkungen steigern.  

Im Untersuchungsraum sind aktuell keine weiteren Vorhaben bekannt die zu einer Ku-

mulation von Umweltauswirkungen führen könnten. 

Klimaaspekte 

Im Plangebiet kommt es durch zusätzliche Versiegelungen kleinräumig zu einer stärke-

ren Erwärmung am Tage und langsameren Abkühlung in der Nacht. Die neu entstehen-

den Anpflanzflächen können zu einem Ausgleich der Temperaturen beitragen. Negative 

Aus-wirkungen auf die Umgebung sind weitgehend auszuschließen. Die umliegenden 

Acker-flächen dienen zudem als Kaltluftentstehungsgebiete. 

Die aktuellen Auswirkungen des Klimawandels beeinträchtigen nicht die Umsetzung des 

geplanten Vorhabens oder die langfristige Nutzung als Wohngebiet. 

Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Die eingesetzten Techniken und Stoffe unterliegen Vorschriften und DIN-Normen, die zu 

berücksichtigen sind. Es gelten die einschlägigen Richtlinien (z. B. TA-Luft). 

4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich und Ein-

griffsbilanz 

4.3.1 Vermeidungsmaßnahmen während der Bauphase 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen bei der Durchführung der Baumaßnahme 

dienen dem Schutz vor temporären Gefährdungen während der Bauausführung. Ent-

sprechende Normen und Vorschriften zum Schutz der Umwelt sind daher zwingend ein-

zuhalten. 

Bodenschutzmaßnahmen 

Bodenschutz unter Einhaltung der DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – 

Bodenarbeiten“ sowie DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmate-

rial“: 
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• Schonender Umgang mit Oberboden: Oberbodenarbeiten möglichst 

ausschließlich bei trockener Witterung, fachgerechte Zwischenlagerung und 

Sicherung des Oberbodens getrennt vom Rohboden und abseits des 

Baustellenbetriebs, 

• Fachgerechter Abtrag und Lagerung des anstehenden und für 

Vegetationszwecke vorgesehenen Bodens, 

• Im Bereich der Pflanzflächen Beschränkung der Erdarbeiten auf das Nötigste, 

• Vorkehrungen zur Verhinderung von Bodenverunreinigungen und 

Grundwasserverunreinigungen im Zuge der Bauarbeiten, 

• Wiederherstellung verdichteter Bereiche nach Beendigung der Bauarbeiten. 

Gem. § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher 

Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche 

ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder 

Vergeudung zu schützen. 

4.3.2 Maßnahmen zur Vermeidung anlagen- und nutzungsbedingter Auswirkun-

gen 

Durch die Verwendung insektenfreundlicher Beleuchtungseinrichtungen (geschlossene 

Lampen mit Farbtemperaturen bis max. 3000 K) und der Vermeidung von Streulicht 

(nach oben und in die freie Landschaft gerichtete Beleuchtung) können anlagen- und 

nutzungsbedingte Auswirkungen minimiert werden. 

4.3.3 Maßnahmen zum Artenschutz 

Im Fachbeitrag Artenschutz wurden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu-

gunsten des Artenschutzes entwickelt. Bei Berücksichtigung dieser Maßnahmen können 

artenschutzrechtliche Konflikte im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung weit-

gehend ausgeschlossen werden. 

Vermeidungsmaßnahme I: Baubeginn nur außerhalb der Brut- und Setzzeit 

• Der Baubeginn soll außerhalb des Zeitraums vom 1. März bis zum 30. September 

liegen. 

Minderungsmaßnahme I: Minderung der Auswirkungen von nächtlichem Kunstlicht auf 

nachtaktive Arten, insbesondere Fledermäuse 

Um die Auswirkungen der Beleuchtung im Wohngebiet auf nachtaktive Arten (Fleder-

mäuse, Eulen, Insekten) zu minimieren, sind Lichtquellen im Plangebiet auf das zwin-

gend erforderliche Maß zu reduzieren. 

Zu berücksichtigen ist: 

• Anpassung der spektralen Zusammensetzung des Lichtes an den ökologischen 

Kontext (Lichtquellen mit hohem Rotanteil wählen, Farbtemperatur max. 3000 

Kelvin, Insektenfreundlich). 

• Verwendung geschlossener und nur nach unten gerichteter Leuchten 

(gerichtetes Licht). 

• Beschränkung der Beleuchtungsdauer auf das zwingend notwendige Maß 

(Teilnachtschaltung). 

• Reduzierung der Beleuchtungsstärke auf das erforderliche Maß. 
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4.3.4 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Zur Ermittlung des Ausgleichs für erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt ist der Pla-

nungszustand dem Bestand gegenüberzustellen. Zur Bewertung der Biotoptypen und 

Ermittlung des Kompensationsbedarfs wurde die „Numerische Bewertung von Biotopty-

pen für die Bauleitplanung in NRW“ (LANUV 2008) herangezogen. Dabei wird der ge-

genwärtige Bestand der Biotopstrukturen im Plangebiet den sich künftig auf Grund der 

Festsetzungen des Bebauungsplanes ergebenden Biotopstrukturen gegenübergestellt. 

Im Folgenden ist die Eingriffsbilanz mit Ermittlung des Kompensationsdefizits tabella-

risch dargestellt. 

Tabelle 3: Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Bestand

Code Biotoptyp
Flächen-

größe (m²)
Grundwert A

Gesamt- 

wert

3.1 Acker, intensiv 8.978 2 17.956

1.1 Öffentliche Verkehrsfläche 1.340 0 0

Summe 10.318 17.956

Planung Grundwert P

1.1
Versiegelte Fläche im WA (45 % der 

WA-Fläche)
4.036 0 0

4.3

Zier- und Nutzgarten mit <50 % 

heimischen Gehölzen im WA (55 % der 

WA-Fläche abzüglich Fläche zum 

Anpflanzen) 

3.643 2 7.286

7.2

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 

und Sträuchern (Hecke mit 

Lebensraumtypischen Gehölzanteilen 

>50%)*; 1 m Breite innerhalb der 

Anpflanzfläche

258 4 1.032

4.3

Zier- und Nutzgarten mit <50 % 

heimischen Gehölzen innerhalb der 

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen 

und Sträuchern 

1.032 2 2.064

7.3
26 Einzelbäume, lebensraumtypisch

(je 20 m² Kronentrauffläche) **
520 4 2.080

1.1 Öffentliche Verkehrsfläche 1.349 0 0

 

Summe 10.318 12.462

-5.494Kompensationsdefizit (Planung - Bestand) Werteinheiten

 
Aus der Gegenüberstellung des Bestandswertes (17.956 WE) und des Planungswertes 

(12.462 WE) ergibt sich ein Kompensationserfordernis von 5.494 Werteinheiten. 

Die Umsetzung des Kompensationserfordernisses wird durch städtebaulichen Vertrag 

zwischen der Gemeinde Hille und dem Vorhabenträger vor Satzungsbeschluss des Be-

bauungsplanes gem. § 1a (3) S. 4 BauGB verbindlich geregelt. 

* Hecke Grundwert P= 5 WE; hier Abwertung um 1 WE auf Grund der Festsetzung als 

„Schnitthecke“ 
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** Einzelbäume ohne Berücksichtigung bei der Summe der Flächengröße; Grundwert 

P= 5 WE; hier Abwertung um 1 WE auf Grund der zu erwartenden Pflegeintensität auf 

Wohngrundstücken. 

4.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Da durch die vorliegende Bauleitplanung neues Baurecht auf landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen entsteht, ist gem. § 1a (2) Satz 4 BauGB die Inanspruchnahme unter Ermitt-

lung potenzieller Innenentwicklungsflächen und „vorrangiger“ Innenentwicklungspoten-

ziale wie Brachflächen, Gebäudeleerstände und Baulücken zu begründen.  

So befinden sich in der Ortschaft Unterlübbe zwar einige Flächen, auf denen eine sinn-

volle Innenentwicklung vollzogen werden könnte, jedoch ist in der Vergangenheit seitens 

der Eigentümer kein Bau-, Entwicklungs- bzw. Veräußerungsinteresse geäußert worden, 

sodass diese Flächen für eine bauliche Entwicklung in der hier möglichen Größenord-

nung nicht zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus soll durch die vorliegende Planung die bereits vorhandene Infrastruktur 

durch eine beidseitige Bebauung an der Straße „An der Süllbreede“ ausgenutzt werden, 

indem bereits durch Bebauung geprägte und verkehrlich sowie technisch erschlossene 

Bereiche auch planungsrechtlich einer Bebauung zugänglich gemacht werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass in dem wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der 

Gemeinde Hille für den Planbereich bereits ein Dorfgebiet gem. § 1 (2) Nr. 5 BauNVO 

dargestellt wird. Somit ist eine bauliche Nutzung für das Plangebiet bereits vorgesehen.  

 

5 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

5.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Für den Umweltbericht wurden bestehende Planungen, Erhebungen und Gutachten her-

angezogen. Die Schutzgüter wurden anhand der einschlägigen Geodatenportale NRW 

sowie bei einer Bestandsaufnahme vor Ort ermittelt. 

Probleme bei der Zusammenstellung der Angaben treten dann auf, wenn geforderte An-

gaben den Untersuchungsrahmen übersteigen, z. B. zu Auswirkungen auf die Ressour-

cen Tiere, biologische Vielfalt und Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. Diese 

Aspekte sind im Rahmen eines Fachbeitrags zur Bauleitplanung nicht vollständig zu er-

fassen.  

5.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 

Auswirkungen (Umweltbaubegleitung, Monitoring) 

Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, 

die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um nachteilige Auswirkun-

gen frühzeitig zu erkennen und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.  

Insbesondere ist die fachgerechte Umsetzung der festgesetzten Anpflanzflächen und 

der externen Kompensationsmaßnahme zu kontrollieren. 

 

6 ZUSAMMENFASSUNG  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 102 „Östlich An der Süllbreede“ 
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wurde eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB durchgeführt, deren Ergebnisse im Um-

weltbericht gem. 2a Nr. 2 BauGB dargelegt worden sind. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans führt aus naturschutzfachlicher Sicht zu keinen er-

heblichen Beeinträchtigungen der betrachteten Schutzgüter, wenn die vorgesehen Kom-

pensationsmaßnahmen umgesetzt werden. Betroffen sind insbesondere die Schutzgü-

ter Boden und Fläche durch den Verlust bislang unversiegelter Flächen. Durch den Ein-

griff in die Schutzgüter entsteht ein Kompensationserfordernis von 5.494 Werteinheiten, 

deren Umsetzung durch städtebaulichen Vertrag gesichert wird.  

Brut- und Vermehrungsstätten planungsrelevanter oder sonstiger Arten werden durch 

das Vorhaben nicht zerstört. Bei Berücksichtigung der vorgesehen Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen sind artenschutzrechtliche Konflikte weitgehend auszuschlie-

ßen. 
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ANLAGE 

Biotoptypenplan Bestand 
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Biotoptypenplan Planung 

 

 


